
Dieser Prozeß der Herausbildung neuer, sozialistischer 
Anschauungen wurde entscheidend beeinflußt durch die 
Bildung des Volkseigentums, durch die Herausbildung 
neuer, sozialistischer Produktionsverhältnisse, war also 
insofern ein spontaner Prozeß. Andererseits wurde aber 
durch die Partei der Arbeiterklasse und durch ihre 
Theorie, den Marxismus-Leninismus, durch den neuen 
demokratischen Staatsapparat und nicht zuletzt durch 
die Tätigkeit der Gerichte dieser Prozeß beeinflußt, der 
zu einem sozialistischen Ehrbegriff als Teil des neuen 
Bewußtseins der Werktätigen führt.

Je klarer unsere Gerichte das Wesen des Ehrbegriffs 
in unserer Ordnung erkennen, desto mehr erfüllen sie 
auch auf diesem Gebiet ihrer Tätigkeit ihre gesamt­
deutschen Aufgaben. Die Bewertung des Faschisten, 
des SS-Banditen ist bei den breiten Massen der Werk­
tätigen Westdeutschlands die gleiche wie in der Deut­
schen Demokratischen Republik; der faulenzende Schie­
ber hat dort gewiß keinen ehrenvollen Ruf bei den 
Massen der Bevölkerung. Sie werden auch daran den 
Wert unserer Demokratie erkennen, wenn sie erfahren, 
daß sich ihre Anschauungen weitgehend decken mit 
den Moralanschauungen und den ihnen entsprechenden 
Gesetzen, die der Rechtsprechung unserer Gerichte zu­
grunde liegen.

Das Gericht in Westdeutschland hingegen, das einen 
SS-Banditen von der Anklage des Mordes freispricht, 
obwohl dieser das Leben hunderter Warschauer Bür­
ger auf dem Gewissen hat, wird auch den zur Verant­
wortung ziehen, der eben solch einem Verbrecher den 
Namen „Mörder“ zulegt. Und sollte ein westdeutsches 
Gericht in der Bezeichnung „alter Nazi“ tatsächlich 
eine Beleidigung erblicken, so ist damit noch längst 
nicht erwiesen, daß die herrschende Moral in West­
deutschland einen alten (und neuen) Nazi schlecht ein­
schätzt, werden doch die neofaschistischen Organisa­
tionen in Westdeutschland nicht nur geduldet, sondern 
sogar gefördert und gegenüber der Arbeiterschaft ge­
schützt, gilt doch der alte Faschist für die Beamten­
laufbahn bis zum Ministersessel im Adenauer-Kabinett 
als geradezu prädestiniert. Die Bestrafung eines Men­
schen, der einen anderen als Nazi bezeichnet, ist viel­
mehr in Westdeutschland heute ein Mittel des Kampfes 
gegen die antifaschistisch-demokratischen Kräfte, ein 
Teil jener „Methode der Nadelstiche“, mit denen man 
die patriotischen Kräfte, allen voran die Arbeiterführer 
und die Redakteure fortschrittlicher Zeitungen mundtot 
zu machen sucht. Hand in Hand mit dem Verfall jeder 
Moral- und Ehrauffassung im Imperialismus geht 
die Entartung des Ehrenschutzes zu einem Mittel der 
politischen Intrige, wird der Beleidigungsprozeß zu 
einer Waffe im Kampf rivalisierender Gruppen. Daran 
ändert auch die Erfahrung nichts, daß mit Hilfe des 
Wahrheitsbeweises im Beleidigungsprozeß der Öffent­
lichkeit die ganze Amoralität einzelner Personen oder 
ganzer Cliquen enthüllt wird, wie bei dem Korruptions­
skandal um den Westberliner Polizeipräsidenten 
Stumm, beim Montesi-Skandal in Italien usw.

Der Ehrenschutz hat in der Deutschen Demokratischen 
Republik einen sinnvollen Zweck. Er dient dazu, die 
gegenseitige Achtung, die Anerkennung der Gleichbe­
rechtigung jedes Bürgers zu schützen. Dies entspricht 
dem humanistischen Gehalt unserer Gesellschaftsord­
nung. Ein Beleidigungsdelikt kann deshalb nur ein 
solches Verhalten sein, das diese Gleichberechtigung und 
Achtung negiert. Hier, wie überall bei der strafrecht­
lichen Einschätzung von Handlungen, kommt es darauf 
an, das Wesen, den Inhalt der Handlung zu erforschen. 
Hier, wie bei jedem Erkenntnisprozeß, ist es wichtig, 
in dialektischem Herangehen alle Umstände, sowohl 
die äußeren Verhältnisse ebenso wie das Bewußtsein 
des Täters, Motive und Zielsetzung, bei der Unter­
suchung heranzuziehen. Als Beleidigung stellt sich da­
nach nur eine solche Handlung dar, die geeignet ist, 
die allgemeine Wertschätzung eines Menschen als 
gleichberechtigten Mitgliedes unserer Gemeinschaft her­
abzusetzen. Die Beleidigungshandlung richtet sich in 
erster Linie gegen die objektiven gesellschaftlichen Be­
ziehungen in einer Gesellschaftsordnung, in der das 
Prinzip der gegenseitigen Hilfe und Zusammenarbeit 
herrscht. Sie richtet sich aber auch gegen das Ehr­
gefühl des einzelnen, gegen das Bewußtsein seiner 
Gleichberechtigung. Nicht jede Beleidigung muß aber

zugleich beim Verletzten das Gefühl einer Beleidigung 
hervorrufen. So wird zum Beispiel auch dann eine Be­
leidigung eines Kindes vorliegen, wenn ihm die Be­
deutung der Handlung des Täters gar nicht zum Be­
wußtsein kommt.

Die These, daß eine Beleidigung nur bei einer Unter­
suchung der im Innern des Täters liegenden Umstände 
— Bewußtsein, Absicht, Motive — festgestellt werden 
kann, wird nicht dadurch widerlegt, daß ein „animus 
injurandi“ (Beleidigungsabsicht) zu einer Beleidigung 
nicht erforderlich ist. Dies kann sich nur darauf be­
ziehen, daß der andere nicht die Zielsetzung zu haben 
braucht, in dem anderen das Gefühl einer Beleidigung 
hervorzurufen. Eine bestimmte Zielsetzung des Täters 
ist jedoch durchaus geeignet, zusammen mit weiteren 
Umständen, die Annahme einer Beleidigung von vorn­
herein a u s z u s c h l i e ß e n .

Dies ist besonders wichtig, um eine Beleidigung (oder 
üble Nachrede) von einer Kritik zu unterscheiden. Kritik 
und Beleidigung sind grundverschieden. Es wäre ein 
großer Fehler, wenn ein Gericht in einer Kritik eine 
Beleidigung erblicken wollte. Während Beleidigungen 
die gegenseitige Achtung und Wertschätzung unter den 
Verhältnissen der gegenseitigen Hilfe und Zusammen­
arbeit erschüttern können, stellt die Kritik gerade einen 
unter solchen Verhältnissen typischen, ihnen immanen­
ten Vorgang dar. Sie ist das Grundgesetz der Vorwärts­
entwicklung innerhalb solcher Verhältnisse. Sie setzt 
die gegenseitige Achtung, die Erkenntnis der Wertes 
des anderen für das gemeinsame Wohl geradezu vor­
aus. Deshalb kann eine Kritik nie den Tatbestand einer 
Beleidigung erfüllen. Die zunehmende Erkenntnis 
dessen, daß eine Handlung nur dann tatbestandsmäßig 
sein kann, wenn sie ihrem wirklichen (materiellen) In­
halt nach einen für unsere Ordnung negativen Cha­
rakter hat, ist deshalb auch für die strafrechtliche Be­
urteilung von Beleidigungsdelikten von Bedeutung. Die 
Feststellung der (wenn auch allgemein geringen) Ge­
fährlichkeit einer Handlung ist deshalb auch bei den 
Beleidigungsdelikten der Hauptinhalt der richterlichen 
Tätigkeit. Es widerspräche völlig dieser Erkenntnis, 
wollte man in einer Kritik „tatbestandsmäßig“ eine 
üble Nachrede oder Beleidigung sehen, die, da mit ihr 
berechtigte Interessen wahrgenommen werden (§ 195), 
nicht strafbar ist. Eine solche Konstruktion würde ein 
Bürger ebensowenig verstehen, wie ein Arzt, dem man 
erzählen will, seine Heilbehandlung sei „tatbestands­
mäßig“ eine Körperverletzung, die, weil sie mit Ein­
willigung des Verletzten vorgenommen wird, nicht 
strafbar sei. Hieran sehen wir, wie es für das gesamte 
Strafrecht wichtig ist, sich mit dem Wesen des ma­
teriellen Verbrechensbegriffs vertraut zu machen. 
Selbstverständlich wird es in der Praxis auch weiterhin 
schwierige Fälle geben, bei denen es nicht leicht fest­
zustellen ist, ob eine Beleidigung tatsächlich vorliegt oder 
nicht. So gibt es Fälle, in denen eine Beleidigung in die 
Form einer Kritik gekleidet wird, in denen ein „Kri­
tiker“ Schimpfwörter gebraucht usw. Hier wird man 
bei näherer Betrachtung erkennen können, daß es gar 
nicht um eine Hilfe für den Kritisierten oder um eine 
Verbesserung der Verhältnisse ging, sondern daß es 
darauf ankam, dem Kritisierten lediglich zu schaden.

In allen Fällen ist es für die strafrechtliche Beurtei­
lung von Beleidigungsdelikten wichtig, daß man einer­
seits sich prinzipiell über den Inhalt des Ehrbegriffs 
und dessen Klassennatur im klaren ist und mit der 
notwendigen Prinzipienfestigkeit auch auf diesem Ge­
biete des Strafrechts arbeitet. Zum anderen gehört aber 
auch hier ein hohes Maß von Feinfühligkeit, Beachtung 
der gesellschaftlichen Verhältnisse und des Bewußtseins­
standes der. Menschen des betreffenden Gebietes dazu, 
um zu einer richtigen Entscheidung zu kommen. Nichts 
wäre falscher, als schematisch äußerlich gleiche Hand­
lungen, die unter verschiedenartigen Bedingungen er­
folgt sind, bei der strafrechtlichen Beurteilung gleich­
zusetzen. Auch hier muß der Richter seine Verbunden­
heit mit der Bevölkerung seines Gebietes in vollem 
Umfange ausnutzen.

Diese grundsätzlichen Erwägungen haben uns gleich­
zeitig die Grundlage gegeben, von der aus wir uns 
mit der Behandlung p r o z e s s u a l e r  Fragen beschäf­
tigen können. Dies wird in einem folgenden Artikel 
geschehen.
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